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Seit Mitte 2004 fordern ver.di 
und die Gewerkschaft Nahrung-

Genuss-Gaststätten (NGG) die Ein-
führung eines allgemeinen gesetz-
lichen Mindestlohns, der als 
Lohnuntergrenze für alle Branchen 
nicht unterschritten  werden darf. 
Arbeitgeberverbände, große Teile 
der Wissenschaft und der Politik 
machten sofort Front dagegen. 
Jahrelang waren Traifautonomie 
und das deutsche Tarifvertrags-
system als unfl exibel und Klotz am 
Bein der Marktwirtschaft verun-
glimpft worden. Jetzt hatten sie 
plötzlich neue Anhänger im 
 Arbeitgeberlager.

Die Mindestlohninitiative – 
die erfolgreichste politische 
Kampagne der Gewerkschaften

ver.di und die NGG begannen 
2005 eine breite Öffentlichkeits-
kampagne, die darauf abziel-
te, über die Arbeits- und Le-
benssituation der 
Beschäftigten in den 
 Niedriglohnbranchen auf-
zuklären und für einen all-
gemeinen gesetz lichen Min-
destlohn zu werben. 

Die Initiative gewann schritt-
weise Unterstützung in den im 
Deutschen  Gewerkschaftsbund 
(DGB) zusammengeschlossenen 
Gewerkschaften, dann in der Öf-
fentlichkeit und in den Parteien. 

Der DGB startete im Winter 
2006 seine Mindestlohnkampagne, 
die wesentliche Elemente der 
„NGG-ver.di-Kampagne“ aufnahm 
und fortführte. 7,50 Euro wurden 
zum Markenzeichen der Kampagne. 

Fantasievolle Aktionen, Groß-
plakate über ganze  Häuserfronten, 
ein „Mindestlohntruck“, der Infor-
mationsmaterialien, eine Ausstel-
lung und einen Mindestlohnfi lm 
bis in kleine Ortschaften transpor-
tierte, führten zu einer erheblichen 
 Medienpräsenz und einer starken 
öffentlichen Wahrnehmung. Das 
Internet diente als Kommunika-
tionsplattform für  Informationen 

und Aktionen.

Die Mindestlohninitiative 
brachte den Gewerkschaf-
ten die Meinungsführer-
schaft bei diesem  politisch 
brisanten Thema.

!
Die Forderung nach einem 

 gesetzlichen Mindestlohn wird 
mittlerweile von Anhängern aller 
politischen Parteien mit großer 
Mehrheit unterstützt. Nach einer 
Umfrage von infratest-dimap aus 
dem April 2011 waren 76 Prozent 
der Befragten der Auffassung: Die 
Bundes regierung soll sofort einen 
einheit lichen gesetzlichen Mindest-
lohn in Deutschland einführen. 

Durch die breite Informations-
kampagne der Gewerkschaften hat 
sich auch die Wissenschaft dem 
Thema angenommen. Eine ganze 
Reihe von Studien zur Ausbreitung 

des Niedriglohnbereiches ent-
stand. Die Gegner des Min-
destlohnes gerieten auch 
wissenschaftlich in die De-
fensive. Die Presse deckte 
einen Lohndumping- 
Skandal nach dem anderen 

auf – nicht nur bei Discoun-
tern, sondern auch in 

 Luxushotels. Die Ausbeu-
tung von Beschäftigten 
durch Niedrigstlöhne 
ist kein  Kavaliersdelikt 

Gesetzlicher Mindestlohn in Deutschland 
– eine unendliche Geschichte?
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mehr. Unternehmen, die in der Öf-
fentlichkeit als Negativbeispiele an-
geprangert wurden, haben mit ih-
rem schlechten Image zu kämpfen, 
müssen Umsatzeinbußen hinneh-
men und ihr Verhalten ändern. 

Die Sensibilität für Lohn-
dumping ist in der Öffent-
lichkeit stark gewachsen.!

Der Erfolg der Mindestlohn-
kampagne zeigt sich auch daran, 
dass sogenannte Kombilohnkon-
zepte heute in der öffentlichen 
 Diskussion keine Rolle mehr spie-
len. Sie sahen eine Ausweitung 
von Niedriglöhnen durch staatliche 
Subventionierung vor. Durch die 
Hintertür hat sich jedoch die Praxis 
eingeschlichen, dass immer 
mehr Niedriglöhner Aufsto-
ckung durch Hartz IV erhal-
ten. Denn sie können von ih-
ren Löhnen ihre Existenz 
nicht  sichern. Daher werden 
Kombilöhne heute nicht mehr 
als Lösung, sondern zuneh-
mend als Teil des Prob-
lems gesehen, das die 
 Finanznot der Kommu-
nen  verschärft. 

Klare Mehrheiten 
für den  gesetzlichen 
Mindestlohn – 
 Gesetzgeber mauert 
 weiterhin

Trotzdem lehnt die 
schwarz- gelbe Bundes-
regierung – wie auch ihre 
schwarz-rote Vorgängerin – 
nach wie vor einen einheitli-
chen gesetzlichen Mindestlohn 
ab.  Unter dem Druck der öffent-
lichen Meinung ist es  jedoch ge-
lungen, für verschiedene Branchen 
branchenbezogene  Mindestlöhne 
zu vereinbaren. Der  Gesetzgeber 

hat dafür mit dem Arbeitnehme-
rentsendegesetz die Voraussetzun-
gen geschaffen. Hintergrund war 
unter anderem die Freizügigkeit 
für Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer auch aus den mittelost-
europäischen Ländern ab dem 
1. Mai 2011 und das damit mög-
liche verstärkte Lohndumping. 
Per Rechtsverordnung können 
Mindestlöhne auf alle Beschäftig-
ten  einer Branche ausgedehnt wer-
den. Dies stellt zumindest einen 
ersten Schritt in Richtung auf mög-
lichst alle Branchen umfassende 
Mindestbedingungen dar. Es reicht 
jedoch nicht aus. 

Ökonomische Schiefl age: 
Reiches Land – 
arme Beschäftigte?

In Deutschland ging es nach 
der tiefgreifendsten Wirt-

schafts- und Finanzkrise seit 
den 20er-Jahren des letzten 
Jahrhunderts erstaunlich 
schnell wieder aufwärts. In-

zwischen hat die jährliche Wirt-
schaftsleistung das Vorkri-

senniveau bereits wieder 
überschritten. Allerdings 
kommt davon bei den 
abhängig Beschäftigten 
so gut wie nichts an. 
Damit setzt sich der 
Trend des letzten 
Jahrzehntes fort. Die 
realen Nettoeinkom-
men der Deutschen 
sind zwischen 2000 

und 2010 um 2,5 Prozent gesun-
ken, in den unteren Einkommens-
gruppen haben sie  sogar zwischen 
16 und 22 Prozent abgenommen – 
obwohl Deutschland ein reiches 
Land ist. 

Deutschland hat den 
 größten Niedriglohn-
bereich in Europa.!

Seine Wirtschaftskraft macht 
Deutschland auf der internationa-
len Ebene zu einem ökonomischen 
Schwergewicht. Die Exportindus-
trie gehört weltweit zu den wett-
bewerbsfähigsten Wirtschaftszwei-
gen. Die Qualität der Produkte und 
die preisliche Wettbewerbsfähigkeit 
sichern Deutschland regelmäßig 
den Platz als Exportweltmeister 
oder -vizeweltmeister. Gleichzeitig 
hat Deutschland den größten 
 Niedriglohnbereich in Europa – 
das ist eine der Kehrseiten der 
 hohen  Exportüberschüsse.

Schlecht bezahlt – 
wenig produktiv?

Ein sorgfältig gepfl egtes Vorur-
teil lautet, dass die Produktivität 
der Niedriglöhner so niedrig ist, 
dass kein Arbeitgeber ihnen ein 
höheres Entgelt zahlen könne. 
Gleichzeitig wird unterstellt, dass 
niedrige Produktivität gleichbedeu-
tend ist mit geringer Qualifi kation. 
Schon diese Annahme ist falsch: 
Vier von fünf Niedriglohnbeschäf-
tigten haben eine Ausbildung. 
 Außerdem gibt es keine verlässliche 
Grundlage für die Bestimmung der 
Produktivität im Dienstleistungs-
bereich, in dem die Niedriglöhne 
überwiegend anzutreffen sind.
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Wie soll auch die Produktivität 
von Beschäftigten im Wachschutz, 
im Gastgewerbe oder die des Pfl e-
gepersonals seriös gemessen wer-
den? Also greifen die Gegner des 
Mindestlohnes auf die „bewährte 
Methode der Zirkelschlüsse“ mit 
der Behauptung zurück: Da der 
 gezahlte Lohn immer der Produkti-
vität entspricht, ist bei niedrigen 
Löhnen auch die Produktivität 
niedrig. Beweis: Wenn die Produk-
tivität höher wäre, läge auch der 
Lohn höher. So schlicht, so falsch! 
Der Preis für eine  Dienstleistung 
lässt jedoch keinen direkten Rück-
schluss auf die Produktivität zu. 
Viel wichtiger sind gesellschaftliche 
Rahmen bedingungen und die 
 jeweiligen Machtverhältnisse. Ein-
zelne  Unternehmen setzen den 
Preis als  Wettbewerbsinstrument 
ein und  unterbieten  andere durch 
Lohnkostendumping zu Lasten der 
Beschäftigten. 

8,50 Euro sind das Mindeste
Die DGB-Gewerkschaften haben 

2010 ihre Mindestlohnforderung 
angepasst und fordern seitdem 
 einen gesetzlichen Mindestlohn 
in Höhe von 8,50 Euro. Bei einer 
 unterstellten Wochenarbeitszeit 
von 38,5 Stunden wären dies im 
Monat rund 1.420 Euro. Bei 40 
Stunden etwa 1.470 Euro  brutto. 
Davon kann man zwar  keine gro-
ßen Sprünge machen. Ein derarti-
ger Stundenlohn würde jedoch 
die Einkommenssituation von Milli-
onen von Beschäftigten, die heute 
weniger verdienen,  deutlich ver-
bessern.

Aber nicht nur das: Die immer 
größer werdende Lohnspreizung 
zwischen den unteren und höheren 
Einkommen würde wieder zurück-
gedrängt. Besonders profi tieren 
würden von einem Mindestlohn 
Frauen und die Beschäftigten im 
Dienstleistungsbereich. Das sind 
oft die Beschäftigtengruppen, die 
im Zuge eines wirtschaftlichen Auf-
schwungs weiterhin abgehängt zu 
werden drohen, weil sie über die 
geringste Durchsetzungsmacht ver-
fügen. Der gesetzliche Mindestlohn 
wäre auch Ausdruck von mehr so-
zialer Gerechtigkeit. Den gesetzli-
chen Mindestlohn gibt es in fast al-
len europäischen Ländern. Er wird 
auch um Deutschland keinen Bo-
gen machen. Gemeinsam werden 
wir ihn durchsetzen.

Ich zahle nicht gute Löhne, weil ich viel Geld habe, sondern ich 
habe viel Geld, weil ich gute Löhne zahle.
 Firmengründer Robert Bosch 1931
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Über 40 Millionen Menschen 
sind in Deutschland erwerbs-

tätig. So viele wie nie zuvor. Die 
Zahl der arbeitslos Gemeldeten ist 
von ihrem Höchststand von über 
fünf Millionen Anfang 2005 auf 
rund drei Millionen gesunken. Ein 
Grund zur Freude? Kaum, denn die 
Zahl der sozialversicherungspfl ich-
tig Beschäftigten liegt zwar auf 
dem gleichen Niveau wie vor zehn 
Jahren. Doch die Zahl der Vollzeit-
beschäftigten ist um zwei Millionen 
zurückgegangen. 

Mehr als ein Drittel der 
Beschäftigten  arbeitet 
atypisch: befristet, 
 geringfügig, in Teilzeit 
oder Leiharbeit.

!

Der Billiglohn-Zaubertrick
Die atypische Beschäftigung 

hat von rund 20 Prozent in den 
1990er-Jahren auf über ein Drittel 
enorm zugenommen. Das ganze 
Beschäftigungswunder ist also ein 
billiger Zaubertrick: Befristete Be-
schäftigung und Teilzeitbeschäfti-
gung steigt stetig an. Allein die 
 geringfügige Beschäftigung 
ist auf sieben Millionen hochge-
schnellt, und die Zahl der Leih-
arbeitsverhältnisse hat sich in nur 
fünf Jahren auf 800.000 im Jahres-
durchschnitt 2010 verdoppelt. 
Das hat dazu beigetragen, die 
Lohnstückkosten und die Lohn-
quote zu senken. Die Reallöhne 
sind 2009 auf dem Stand von 1992 
angelangt. 

Die Reallöhne sind heute 
auf dem Stand von 1992.!

Starke Polarisierung von 
 Arbeitsmarkt und Einkommen

Hohe Löhne und eine verhält-
nismäßig geringe Lohnspreizung 
waren in Deutschland viele Jahre 
üblich. Fast alle konnten teilhaben 
am wachsenden Reichtum im Land. 
Das hat sich in den letzten Jahren 
grundlegend geändert. Die Schere 
zwischen Arm und Reich und auch 
die zwischen hohen und niedrigen 
Erwerbseinkommen hat sich stän-
dig weiter geöffnet. Der Anteil der 
Niedriglohnbeziehenden ist sehr 
schnell und sehr stark gewachsen. 

Niedriglohn? 
Was bedeutet das eigentlich? 

Wie viele Beschäftigte zu einem 
Niedriglohn arbeiten und wie hoch 
der ist, hängt von der Lohnhöhe 
insgesamt ab. Wissenschaftler 
 haben defi niert: zwei Drittel des 
mittleren Lohns (in einem Land) 
und weniger ist ein Niedriglohn. 
In Deutschland lag der 2008 bei 
9,06 Euro. Unter dieser Schwelle 
müssen in Westdeutschland fast 
20 Prozent der Beschäftigten arbei-
ten, im Osten sogar fast 40 Pro-
zent. Berechnet man für Ost- und 
Westdeutschland getrennte „Nied-
riglohnschwellen“, liegen die in 
Westdeutschland bei 9,50 Euro und 
in Ostdeutschland bei 6,87 Euro 
pro Stunde.

Europameister im Niedriglohn!
Der Niedriglohnsektor ist in 

Deutschland schneller gewachsen 
als in jedem anderen europäischen 
Land. Mit dem Ergebnis, dass wir 
heute mit insgesamt 21,5 Prozent – 
über 30 Prozent der Frauen und 
fast 10 Prozent der Männer – den 

Hochlohnland war gestern! Entwicklung 
der Niedriglöhne in Deutschland

Niedriglohnanteile von Frauen und Männern 2006
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In Deutschland arbeitet jede dritte Frau für einen Niedriglohn. Nur in Japan liegt dieser Wert noch etwas 
höher. Quelle: Bosch, Weinkopf, Kalina, FES 2009
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größten Niedriglohnsektor in Euro-
pa haben. Der ist inzwischen grö-
ßer als in Großbritannien und fast 
so groß wie in den USA. Seit 2006 
stagniert zwar der Anteil der Nied-
riglohnbeschäftigten, aber ihre An-
zahl ist weiter gestiegen. 2008 ar-
beiteten 6,6 Millionen Menschen 
für Löhne unterhalb der Niedrig-
lohnschwelle, also jede bzw. jeder 
fünfte Beschäftigte. Das sind 
162.000 mehr als 2007.

6,6 Millionen Beschäftigte 
– das ist über ein Fünftel – 
arbeiten für einen Niedrig-
lohn.!

Zum Vergleich: In Frankreich 
und Dänemark arbeiten nur etwa 
halb so viele Beschäftigte für Nied-
riglöhne. In beiden Ländern ist die 
Tarifbindung deutlich höher. Frank-
reich hat obendrein einen hohen 
gesetzlichen Mindestlohn, der die 
Löhne nach unten begrenzt.

Wer arbeitet für einen 
 Niedriglohn?

Beschäftigte in Minijobs, unter 
25-Jährige, befristet Beschäftigte, 
gering Qualifi zierte, Ausländer und 
Ausländerinnen sowie Frauen sind 
deutlich überproportional von 
Niedriglöhnen betroffen: Fast 
90 Prozent bei den Minijobs, fast 
40 Prozent der Menschen ohne 
 Berufsausbildung, 30 Prozent 
der Frauen, fast 40 Prozent der 
 befristet Beschäftigten, 55 Prozent 
der Erwerbstätigen unter 35 erhal-
ten einen Niedriglohn.

Der Anteil der Niedriglohnbe-
schäftigten mit einer abgeschlosse-
nen Berufsausbildung hat sich seit 
1995 deutlich erhöht. Nimmt man 
Akademiker und Akademikerinnen 
dazu, sind mittlerweile vier von 
fünf Niedriglohnbeschäftigten for-
mal qualifi ziert – ein im internatio-

nalen Vergleich extrem hoher 
Wert. Zum Vergleich: In den USA 
haben rund 70 Prozent der Nied-
riglohnbeschäftigten keine Berufs-
ausbildung.

Vier von fünf Niedriglohn-
beschäftigten haben eine 
Qualifi kation.!

Immer niedrigere Niedriglöhne
Der Entwicklung der Löhne 

nach unten sind in Deutschland 
kaum Grenzen gesetzt. Das hat zur 
Folge, dass auch die Schere zwi-
schen „höheren“ und niedrigeren 
Niedriglöhnen ständig auseinander 
ging. Nur noch wenig mehr 
als die Hälfte der Beschäftigten im 

Niedriglohnbereich bezieht Ein-
kommen, die über der Armuts-
grenze von 50 Prozent des mittle-
ren Lohns liegen. Deutlich über 
40 Prozent liegen darunter. Fast 
jede oder jeder Dritte erreicht nicht 
einmal ein Drittel, verdient also 
weniger als 4,75 Euro in West- 
oder 3,42 in Ostdeutschland.

40 Prozent der Niedriglohn-
beschäftigten beziehen 
einen Lohn unterhalb der 
Armutsgrenze.!

Von einem Mindestlohn von 
8,50 Euro würden hierzulande 
fast 20 Prozent der Beschäftigten 
 profi tieren. In Westdeutschland 
15 Prozent, in Ostdeutschland mit 
35 Prozent mehr als jede oder 
 jeder Dritte.

Niedriglöhne fransen nach unten aus
Verteilung der Beschäftigten im Niedriglohnsektor nach Lohnhöhe
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Fast die Hälfte der Niedriglohnbeschäftigten erhält weniger als 50 Prozent des mittleren Lohns. So niedrige 
Löhne werden in anderen Ländern durch gesetzliche Mindestlöhne unterbunden. 
Quelle: IAQ-Report 2010 – 06
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Vor über 200 Jahren hat Adam 
Smith, der Begründer der Wirt-

schaftwissenschaft, klargestellt: 
„Der Verbrauch ist allein Ziel und 
Zweck einer jeden Produktion.“ 
Daher sollte „man die Interessen 
des Produzenten eigentlich nur so-
weit beachten, wie es erforderlich 
sein mag, um das Wohl des Konsu-
menten zu fördern.“ 

Wirtschaftliches Wachstum 
muss über Lohnsteigerun-
gen bei den Beschäftigten 
ankommen.!

Es müsste eine Selbstverständ-
lichkeit sein, dass die Einkommen 
der Beschäftigten mit dem Wirt-
schaftswachstum steigen. Denn 
was sollte sonst der ganze Sinn der 
Arbeit sein, wenn wir uns am Ende 
nichts mehr leisten könnten? 
Oder wir alternativ fürs gleiche 
Geld weniger arbeiten müssten? 

Gewinne explodieren – 
 Arbeitseinkommen stagnieren

Tatsächlich mussten die not-
wendigen Einkommenssteigerun-
gen von den Gewerkschaften im-
mer wieder aufs Neue und gegen 
die Interessen der Unternehmer 
und gegen die Empfehlungen 
 neoliberaler Ökonomen erkämpft 
werden. Lange Zeit konnte durch-
gesetzt werden, dass die Arbeits-
einkommen mit dem Wachstum 
der Waren- und Dienstleistungs-
produktion mithalten konnten. 

Im Jahr 2000 ist diese Entwick-
lung abgebrochen. Zwar gelang es 
den Gewerkschaften bei den Tarif-
löhnen bis zum Ende des Jahrzehnts 
noch ein Plus von real knapp sieben 
Prozent durchzusetzen. Da parallel 
aber immer mehr Menschen als 
Folge der Deregulierung am Arbeits-
markt in prekäre Beschäftigungs-
verhältnisse gedrängt wurden, 
stag nierte die gesamte reale Brutto-

lohn- und -gehaltssumme. Privater 
Konsum und wirtschaftliches 
Wachstum driften seitdem ausein-
ander – lediglich unterbrochen 
durch die Wirtschafts- und Finanz-
krise. 

Binnenmarktschwäche 
und Exportboom

Stagnierende Arbeitseinkom-
men bei steigendem Bruttoinlands-
produkt ließen die Gewinn- und 
Vermögenseinkommen geradezu 
explodieren. Dies ist nicht nur eine 
extrem ungerechte Entwicklung. 
Auch die wirtschaftliche Entwick-
lung leidet. Und zwar in gleich 
zweifacher Weise: 

Durch die niedrigen Einkommen 
gibt es einerseits eine schwache 
Nachfrage in den Branchen, die 
auf die Nachfrage aus dem Inland 
angewiesen sind. Dies betrifft vor 
allem den Dienstleistungssektor – 
vom Friseur bis zur Krankenpfl ege-
rin, von der Kellnerin bis zum 
 Bäcker. Da hier inzwischen rund 70 
Prozent aller  Beschäftigten arbei-
ten, wird so die wirtschaftliche Ent-
wicklung insgesamt geschwächt.

Die stagnierenden Real-
einkommen bremsen die 
wirtschaftliche Entwick-
lung.!

Andererseits profi tieren von die-
ser Entwicklung all jene Branchen, 
die stark exportorientiert sind. Sie 
können billiger anbieten, ohne 
dass die Nachfrage nach ihren 
 Gütern unter Druck gerät. Denn 
ihre Käufer sind im Ausland. Und 
dort haben die Einkommen im 
 Unterschied zur deutschen Ent-
wicklung bis zur Krise deutlich zu-
gelegt. 

Die Umverteilung von unten 
nach oben hat aber noch eine wei-
tere negative Folge: Gewinne wur-

Aus der Krise nichts gelernt: 
Verteilung weiter in Schieflage

Konsumnachfrage abgehängt
Entwicklung von Wirtschaftswachstum und privatem Konsum
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den immer weniger im eigenen 
Unternehmen investiert. Zum einen 
wegen ihrer schieren Höhe, zum 
anderen lockten hohe Renditever-
sprechen der Jongleure auf den 
 Finanzmärkten. Zwischen 2004 
und 2009 fl ossen per Saldo über 
125 Milliarden Euro aus dem Un-
ternehmenssektor in die Finanz-
märkte. So wurde der spekulative 
Boom zusätzlich befeuert.

Gewinnexplosion und hohe 
Renditeversprechen von 
Finanzjongleuren haben 
immer mehr Kapital auf die 
Finanzmärkte gespült.

!
Kein Ende der Umverteilung 

Umverteilung von unten nach 
oben, Binnenmarktschwäche, Ex-
portboom und Spekulation statt 
 Investition waren die Elemente, mit 
denen die deutsche Entwicklung 
ihren Beitrag zur Entstehung und 
Schärfe der Wirtschafts- und Finanz-
krise geleistet hat. Die Hoffnung 
von Vielen war, dass die Krise einen 
Wendepunkt markieren würde. 
Dazu müsste die Auseinanderent-
wicklung von Arbeits- und Gewinn-
einkommen endlich gestoppt und 
umgekehrt werden. Doch die 
 Zeichen mehren sich, dass aus der 
 Krise einmal mehr nichts gelernt 
wurde. Die Bundesregierung ging 
schon im Finanzplan 2010 kom-
mentarlos von einer weiteren Stag-
nation der realen Arbeitseinkom-
men bei gleichzeitigem Anstieg der 
Unternehmens- und Vermögens-
einkommen aus. Von der Realität 
wird dies inzwischen bestätigt. 

Die Bundesregierung geht 
von einer Fortsetzung der 
Umverteilung von unten 
nach oben aus.!

… bis zur nächsten Krise
Die unerwartet schnelle und 

starke wirtschaftliche Erholung 
nach der Krise beruht zu rund ei-
nem Drittel auf dem Export. Dies 
ist aber kein gesundes „Standbein“ 
wie uns der ehemalige Wirtschafts-
minister Brüderle weismachen 
wollte. Denn zum Wachstum dürf-
te der Export überhaupt nicht bei-
tragen, wenn der Außenhandel 
ausgeglichen sein soll. Nur wenn 
Deutschland ständig mehr expor-
tiert als importiert und dieser Ex-
portüberschuss zudem noch lau-
fend steigt, wird das Wachstum 
nach oben geschoben. Doch stän-
dig steigende deutsche Export-
überschüsse machen Europa krank. 
Um den Überschuss an Importen fi -
nanzieren zu können, müssen sich 
die Zielländer deutscher Export-
überschüsse nämlich permanent 

verschulden. So kommt es zur wei-
teren Verschärfung der internatio-
nalen Verschuldungsproblematik. 

An einer Stärkung der Binnen-
nachfrage führt kein Weg vorbei. 
Nur so würde das Wachstum in 
Deutschland nicht mit weiter zu-
nehmenden  internationalen Un-
gleichgewichten und Schulden er-
kauft. Wichtige Bausteine wären 
die Rücknahme der für die Lohn-
entwicklung so verheerenden 
„Agenda 2010“ mit ihren 
Arbeitsmarkt„reformen“ und die 
Einführung eines gesetzlichen Min-
destlohns.

Der gesetzliche Mindest-
lohn stärkt die Binnen-
nachfrage und reduziert 
die Exportabhängigkeit.!
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Vom wirtschaftlichen Wachstum kommt bei den Beschäftigten nichts mehr an. Es profi tieren nur Unter-
nehmer und Reiche.
Quelle: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung, 2011 und 2012 Prognose IMK, eigene Berechnungen
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Die wirtschaftliche Entwicklung 
der deutschen Volkswirtschaft 

ist gespalten. Die deutschen Expor-
te  stiegen zwischen 2000 und dem 
 Beginn der Krise ab 2008 um über 
70 Prozent. Diese starke Export-
orientierung hatte die deutsche 
Wirtschaft immer stärker an den 
Tropf der Konjunktur seiner aus-
ländischen Absatzmärkte gehängt. 
Damit stieg auch die Krisenanfällig-
keit. 

Gleichzeitig kamen die binnen-
marktabhängigen Branchen – 
 Einzelhandel, Handwerk, soziale 
Dienstleistungen – kaum vom 
Fleck. Dies hat nicht nur der Binnen-
wirtschaft schweren Schaden zu-
gefügt. Auch die Nachfrage nach 
 Importen blieb weit hinter den 
 Exporten zurück. Im Ergebnis 

 explodierte der Exportüberschuss 
zwischen 2000 und 2007 um sage 
und schreibe 2.200 Prozent.

Ein derart schwacher Binnen-
markt konnte die starken Export-
einbrüche im Zuge der Weltwirt-
schaftskrise nicht mehr abfedern. 
Folglich war es kein Zufall, dass 
der mehrfache Exportweltmeister 
Deutschland neben Japan am 
 härtesten von der Krise getroffen 
 wurde. 

Die starke Exportorientie-
rung macht die deutsche 
Wirtschaft krisenanfällig.!

Exportjunkie Deutschland – 
kein Modell für die Zukunft

In der Krise waren ab Ende 2008 
sowohl die Exporte wie der Export-
überschuss stark zurückgegangen. 
Anschließend hatten sich jedoch 
schnell wieder alte Verhältnisse 
eingestellt. Allein gegenüber den 
Euroländern betrug der Export-
überschuss 2010 rund 100 Milliar-
den Euro. 

Dem deutschen Überschuss 
 entsprechen französische und süd-
europäische Defi zite. Denn um ihre 
Importüberschüsse bezahlen zu 
können, mussten und müssen sich 
diese Länder im Ausland verschul-
den. 

Deutscher Exportboom 
und wachsende Schulden-
berge in südlichen EU-
Staaten sind zwei Seiten 
einer Medaille.

!
Dem deutschen Warenstrom 

folgt also das heimische Kapital. 
Damit sind auch die Leistungsbilan-
zen unserer Nachbarn in die roten 
Zahlen geraten. Das ist in der Ver-
gangenheit schon nicht gut gegan-
gen. Aktuell hat Südeuropa große 
Schwierigkeiten, seine Schulden zu 
bedienen.

Problem Wettbewerbsfähigkeit
Verantwortlich für die Ungleich-

gewichte ist die unterschiedliche 
Wettbewerbsfähigkeit der Volks-
wirtschaften. Zentraler Maßstab 
sind die Lohnstückkosten – das 
Verhältnis von Arbeitskosten und 
Produktivität. Da in Deutschland 
die Löhne stagnierten und die Pro-
duktivität besonders stark stieg, 
legten vom Start der Währungs-
union bis zum Ausbruch der Krise 
die Lohnstückkosten in Frankreich 
siebenmal so stark zu. Die spani-
schen, portugiesischen und griechi-

Einseitige Exportorientierung schädlich

Handelsungleichgewichte gefährden Europa
Leistungsbilanzsalden ausgewählter Länder in Milliarden Euro
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Deutschland ist weiterhin Europameister beim Export. Doch der Exportüberschuss zieht eine massive 
Verschuldung anderer europäischer Länder nach sich.
Quelle: Institut für Makroökonomie und Konjunkturforschung (IMK)
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schen Lohnstückkosten kletterten 
sogar neun- bis elfmal so stark wie 
in Deutschland. Folglich wurden 
deutsche Produkte verhältnismäßig 
immer billiger. 

Im Hochproduktivitätsland 
Deutschland kommen die 
Löhne kaum vom Fleck.!

Solange es den Euro noch nicht 
gab und jedes europäische Land 
noch seine eigene Währung hatte, 
waren die Voraussetzungen ganz 
anders. Ohne den gemeinsamen 
Euro hätten ausländische  Käufer 
immer mehr DM gebraucht, um in 
Deutschland kaufen zu können. 
Die hohe Nachfrage hätte den 
DM-Kurs steigen lassen. Dann 
wäre es immer teurer geworden 
in Deutschland zu kaufen. Exporte 
wären entsprechend gedämpft 
worden. Mit der Euro-Einführung 
wurde dieser Regelmechanismus 
außer Kraft gesetzt. Der verhinder-
te, dass die Exportüberschüsse 
 eines Landes in den Himmel wach-
sen konnten. 

Krisenursache Lohnschwäche
Eine Währungsunion kann auf 

Dauer nur funktionieren, wenn 
Löhne und Produktivität – also die 
Lohnstückkosten – sich in den Mit-
gliedsländern in einem Geleitzug 
entwickeln. Wegen der schwachen 
Lohnentwicklung, einer steigenden 
Einkommensungleichheit und 
dem Abbau des Sozialstaates hat 
Deutschland hiergegen massiv 
 verstoßen. So stieg die deutsche 
Wettbewerbsfähigkeit immer 
 weiter an.

Das zentrale Problem war und 
ist die Schwäche des deutschen 
Binnenmarktes. Hierunter leidet die 
Nachfrage nach inländischen wie 
ausländischen Waren und Dienst-

leistungen. Insofern geht es auch 
nicht darum, die Exportindustrie 
„gesundzuschrumpfen“, um Un-
gleichgewichte abzuschmelzen. 
Auch wenn die Löhne hierzulande 
endlich wieder steigen, wird 
Deutschland aufgrund seiner histo-
risch gewachsenen Qualitätspro-
duktion weiterhin hochwertige 
 Investitions- und Verbrauchsgüter 
exportieren. Insbesondere im Ma-
schinen- und Anlagenbau haben 
deutsche Unternehmen eine Aus-
nahmestellung. 

Niemand hat ein Interesse, 
die Exportindustrie 
„gesundzuschrumpfen“.!

Deutschland muss seinem kran-
ken Binnenmarkt auf die Beine hel-
fen. Nur so kann der Kuchen des 

Eurolandes wieder größer werden. 
Wenn der größte Binnenmarkt des 
gemeinsamen Währungsraums 
wächst, profi tieren mittelfristig 
auch unsere Nachbarn. Dann 
schwinden die Überschüsse vor 
 allem durch steigende Importe. 

Deshalb muss Schluss sein mit 
den Billiglöhnen, von denen insbe-
sondere die Dienstleistungsbran-
chen betroffen sind. Dieser Nied-
riglohnsektor muss vor allem durch 
Mindestlöhne, gleichen Lohn für 
gleiche Arbeit und die Förderung 
sozialversicherter Arbeit ausge-
trocknet werden. 

Darüber hinaus müssen die öf-
fentlichen Investitionen in Bildung, 
Gesundheit und Infrastruktur auf-
gestockt werden. Hier ist die Politik 
gefordert. Wenn wir zukünftig 
nicht mehr unter unseren Verhält-
nissen leben, können wir auch die 
wirtschaftliche Bedrohung des Euro 
und die Spaltung Europas überwin-
den.
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Seit dem 1. Mai 2011 ist es 
 soweit. Auch in Deutschland 

können Arbeitskräfte aus Estland, 
Lettland, Litauen, Ungarn, Polen, 
Slowenien, der Slowakischen und 
der Tschechischen Republik ohne 
Beschränkung Jobs suchen. Öster-
reich und Deutschland sind die 
letzten EU-Staaten, die nach der 
maximal möglichen Übergangszeit 
von sieben Jahren die Arbeitneh-
merfreizügigkeit hergestellt haben.

Seit Mai 2011 haben 
Deutschland und Österreich 
als letzte EU-Länder ihre 
Grenzen für Beschäftigte 
aus Osteuropa geöffnet.

!
Für Beschäftigte aus dem EU-

Ausland ist eine Arbeitserlaubnis 
nicht mehr notwendig. Damit 
 entfällt auch die sogenannte Vor-
rangprüfung, wonach bei offenen 
Stellen deutsche Arbeitsuchende 
von der Arbeitsverwaltung bevor-
zugt werden müssen. 

Offene Grenzen ja – 
Lohndumping nein

Beschäftigte zum Beispiel aus 
Polen und Tschechien, die einen 
Arbeitsvertrag mit einem Arbeitge-

ber in Deutschland unterschrieben 
haben, haben die gleichen Rechte 
und Pfl ichten wie deutsche Be-
schäftigte. Sie unterliegen dem Ar-
beitsortsprinzip, das heißt sie fallen 
unter das deutsche Arbeitsrecht 
und in die Zuständigkeit der heimi-
schen Sozialversicherung. Entspre-
chendes gilt auch für sogenannte 
Grenzgänger, die in ihrem Heimat-
land wohnen und in Deutschland 
arbeiten. 

Beschäftigte, die nur für einen 
begrenzten Zeitraum zur Erbrin-
gung einer Dienstleistung von ih-
rem Arbeitgeber nach Deutschland 
entsandt werden, unterliegen dem 
Arbeitsrecht ihres Herkunftslandes. 
Einzuhalten sind lediglich Mindest-
arbeitsbedingungen aufgrund von 
Rechts- und Verwaltungsvorschrif-
ten in Deutschland – zum Beispiel 
Mindesturlaub und Höchstarbeits-
zeit – sowie Mindestlohnregelungen 
nach dem Entsendegesetz.

Wenn aber Beschäftigte zur Er-
füllung sogenannter „Werkverträ-
ge“ tätig sind, gelten für sie weder 
gleiche Rechte noch Mindestlohn-
bedingungen. Beim Werkvertrags-
einsatz zum Beispiel für eine polni-
sche Firma dürfen in Deutschland 
Löhne wie in Polen gezahlt wer-

den. Die Werkverträge sind die 
nächste Stufe in der Zerschlagung 
der Stammbelegschaften. Alar-
mierende Hinweise zum Miss-
brauch von Werkverträgen gibt 
es zum Beispiel in Branchen wie 
der Schlachtindustrie.

In Branchen ohne wirk-
same Lohnuntergrenzen 
können die Löhne weiter 
unter Druck geraten.!

Tatsache bleibt, dass in Bran-
chen ohne Mindestlöhne wie bei 
Verkehrsbetrieben, im Gastgewer-
be oder im  Friseurhandwerk Löhne 
zwischen den Arbeitsvertragspar-
teien frei verhandelbar sind. Weil 
das Lohnniveau in vielen osteuro-
päischen EU-Ländern immer noch 
deutlich niedriger ist, werden Be-
schäftigte ein Arbeitsangebot aus 
Deutschland verlockend fi nden. 
Unternehmen werden versuchen, 
einheimische und zuwandernde 
Beschäftigte gegen einander auszu-
spielen.

Die Möglichkeit besteht, dass die 
Löhne in den betroffenen Branchen 
ohne wirksame Lohnuntergrenzen 
weiter unter Druck geraten. 

Offener Arbeitsmarkt 2011 – 
was bedeutet das?

Warum gibt es „DGB-Tarifverträge“ 
in der Leiharbeit? 

Ab Mitte der 1990er-Jahre haben die 
Bundesregierungen die gesetzlichen Be-
dingungen des Arbeitsnehmerüberlas-
sungsgesetzes (AÜG) Schritt für Schritt 
verschlechtert. Ziel war die Förderung 
der Leih arbeit um den  Arbeitsmarkt zu 
fl exibilisieren.

Bei der vorletzten Änderung des AÜG 
2003 wurde ein sogenannter Gleichbe-
handlungsgrundsatz ins Gesetz aufge-
nommen, nachdem die Gewerkschaften 
sich bereit  erklärt hatten, per Tarifvertrag 
 Abweichungen von diesem Grundsatz zu 
vereinbaren. Die Tariföffnungsklausel sah 
vor, dass Gleichbehandlung nur galt, 
wenn ein Tarifvertrag nichts abweichend 

 regelte. Damit war das Scheunentor für 
den Tarifunterbietungswettbewerb ge-
öffnet. Arbeitgebern ohne Tarifbindung 
wurde gestattet, irgendeinen geltenden 
Tarifvertrag, etwa den der „Christlichen 
Tarifgemeinschaft“, per Arbeitsvertrag 
 anzuwenden und sich damit vom Gleich-
behandlungsgrundsatz zu befreien.

Die ersten Verhandlungsergebnisse der 
DGB-Gewerkschaften sahen für Unge-
lernte Entgelte von 8,20 Euro und für die 
Facharbeitergruppe 11,00 Euro vor. 
Durch den Abschluss von Dumpingtarif-
verträgen durch die Tarifgemeinschaft 
Christlicher Gewerkschaften konnten sie 
nicht gehalten werden.

Die DGB-Verhandlungsgemeinschaft ver-
einbarte darauf hin einen Stufenplan mit 

jährlichen Entgeltsteigerungsschritten bis 
Ende 2007, auf niedrigerem Niveau. Um 
der Tarifunterbietung einen Riegel vor-
zuschieben, wurde 2006 ein erster Min-
destlohn-TV vereinbart. Doch die jeweili-
gen Bundesregierungen weigerten sich, 
ihn für allgemeinverbindlich zu erklären. 
Erst 2010 gelang es, neue Lohn- und 
 Gehaltstarifverträge und einen neuen 
Mindestlohn tarifvertrag zu vereinbaren, 
der nunmehr bis Ende 2013 gilt.

Mit der Novellierung des AÜG 2011 ist 
auch die Voraussetzung geschaffen, den 
Mindestlohn als Lohnuntergrenze sowohl 
für  inländische als auch für auslän dische 
Leiharbeitsfi rmen per  Rechtsverordnung 
für bindend zu erklären. Sie beträgt 2011 
7,79 Euro für Westdeutschland und 
6,89 für Ostdeutschland.
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Wie viele wollen kommen?
Verlässliche Zahlen über das 

 Migrationspotenzial aus den neuen 
EU-Staaten liegen nicht vor. Viele 
osteuropäische Kolleginnen und 
Kollegen haben schon vor Jahren 
EU-weit etwa in Großbritannien, Ir-
land oder Schweden ihre Chance 
gesucht. Prognosen gehen davon 
aus, dass die  Zuwanderung aus 
den ost- in die westeuropäischen 
EU-Staaten insgesamt in den 
nächsten Jahren zurückgeht. 

Durch die offenen Grenzen 
erreicht die Zuwanderung 
voraussichtlich wieder 
das Niveau von vor zehn 
Jahren.

!
In den ersten Monaten nach 

dem Mai 2011 sind nach Angaben 
der Bundesagentur für Arbeit nur 
sehr wenige Menschen aus den 
neuen EU-Ländern nach Deutsch-
land gekommen.

Für eine vermehrte Mobilität 
besonders zwischen Tschechien 
und Polen auf der einen und den 
„Hochlohn-Bundesländern“ Baden- 
Württemberg bzw. Bayern auf der 
anderen Seite spricht ein nach wie 
vor hohes Einkommensgefälle. Ge-
genüber Brandenburg und Sachsen 
sind die Lohnunterschiede aller-
dings eher gering, erst recht ange-
sichts der wachsenden Einkommen 
in den neuen EU-Staaten.

Leiharbeit und Werkverträge
Bei der Leiharbeit – offi ziell heißt 

sie Arbeitnehmerüberlassung – wird 
seit dem 1. Mai 2011 das entspre-
chende deutsche Gesetz auf inlän-
dische und ausländische Unterneh-
men gleichermaßen angewandt. 

Von osteuropäischen Leiharbeits-
fi rmen oder auch von Filialen deut-
scher Leiharbeitsunternehmen im 
EU-Ausland entsandte Beschäftigte 

haben Anspruch auf die gleichen 
Arbeitsbedingungen einschließlich 
des Arbeitsentgelts wie vergleich-
bare Beschäftigte des Entleihers – 
es sei denn, ein Tarifvertrag legt 
eine andere Regelung fest. Eine 
Leiharbeitsfi rma muss also nur eine 
Gewerkschaft fi nden, die bereit ist, 
einen Tarifvertrag mit Dumping-
löhnen zu unterschreiben – und 
schon verlieren die Beschäftigten 
ihren Anspruch auf gleichen Lohn.

Immerhin hat sich die Bundesre-
gierung aufgrund massiven Drucks 
der Gewerkschaften Anfang 2011 
zu einer Regelung durchgerungen. 
In das Arbeitnehmerüberlassungs-
gesetz wurde ein Passus aufge-
nommen, nach dem Mindestlöhne 
auf Antrag der Arbeitgeber und 
der Gewerkschaften für allgemein-
verbindlich erklärt werden können. 
Sobald dies der Fall ist, gelten die 
vereinbarten Löhne auch für aus-

ländische Leiharbeitnehmerinnen 
und Leiharbeitnehmer. 

Dies ist allerdings kein Schutz, 
sofern ganze abgegrenzte Aufga-
ben im Betriebsablauf per Werkver-
trag an Auftragnehmer vergeben 
werden. Hier gelten nach den bisher 
vorgesehenen Regelungen keine 
Mindestlöhne, sondern können die 
national üblichen Löhne der Werk-
vertragsfi rmen gezahlt werden.

Ein fl ächendeckender, 
 gesetzlicher Mindestlohn 
von 8,50 Euro ist unver-
zichtbar.!

Mindestlöhne in der Leiharbeit 
können nur ein Schritt sein. Um 
der Gefahr eines weiter um sich 
greifenden Lohndumpings vor al-
lem in Branchen ohne Tarifvertrag 
oder in Unternehmen ohne Tarif-
bindung zu begegnen, ist ein fl ä-
chendeckender, gesetzlicher Min-
destlohn von 8,50 Euro dringend 
erforderlich.

Arbeitskosten pro Stunde 2009
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Trotz deutlicher Zuwächse sind die Arbeitskosten – Bruttolöhne inklusive Sozialbeiträge der Arbeitgeber – 
in Osteuropa noch immer sehr gering. Ein Job in Deutschland kann also äußerst lukrativ sein.
Quelle: Statistisches Bundesamt
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Deutschland ist nach wie vor eines 
der wenigen Länder in der EU 

ohne einen gesetzlichen Mindest-
lohn. In der Europäischen Union 
gibt es ihn in 20 von 27 Ländern. 
Weltweit sind laut Internationaler 
Arbeitsorganisation (ILO) die Be-
schäftigten in hundert Ländern 
durch eine gesetzliche Lohnunter-
grenze geschützt.

Während in den anderen euro-
päischen Ländern ohne Mindest-
lohn eine hohe Tarifbindung für 
 sichere Mindestnormen sorgt, hat 
allein Deutschland weder einen ge-
setzlichen Mindestlohn, noch eine 
fl ächendeckende Tarifbindung! 

Deutschland ist eines der 
wenigen Länder in Europa 
ohne einen gesetzlichen 
Mindestlohn.!

Einige EU-Länder haben den ge-
setzlichen Mindestlohn schon seit 
mehreren Jahrzehnten. Irland und 

Großbritannien führten ihn Ende 
der 1990er-Jahre ein. Die meisten 
Länder Mittel- und Osteuropas ver-
fügten beim Wandel zur Markt-
wirtschaft über keine entwickelten 
Tarifsysteme. In den 1990er-Jahren 
haben sie aber neue gesetzliche 
Mindestlohnregelungen geschaffen, 
die seither für die gesamte Lohn-
entwicklung eine wichtige Rolle 
spielen.

Mindestlohnhöhen in Europa
Bei der Höhe der gesetzlichen 

Mindestlöhne gibt es erhebliche 
Unterschiede. Westliche Industrie-
länder, in Struktur und Wirtschafts-
leistung mit Deutschland vergleich-
bar, haben hohe Mindestlöhne 
zwischen acht und zehn Euro pro 
Stunde. Das höchste Mindestlohn-
niveau fi ndet sich mit 10,16 Euro 

in Luxemburg. In Frankreich liegt er 
bei neun Euro. In Irland wurde der 
Mindestlohn vor kurzem auf Druck 
der EU um einen Euro gekürzt und 
liegt nun bei 7,65 Euro. Durch die 
Abwertung des britischen Pfunds 
nimmt Großbritannien mit knapp 
sieben Euro nur noch Platz sechs 
im europäischen Mindestlohnran-
king  ein. Ohne Abwertung läge 
der Mindestlohn auf einem den 
anderen westeuropäischen Ländern 
vergleichbaren Niveau.

Den höchsten Mindestlohn 
haben Luxemburg, Frank-
reich und die Niederlande.!

In Südeuropa und den mittel- 
und osteuropäischen Ländern sind 
die Mindestlöhne niedriger. Min-
destlöhne zwischen sechs und zwei 
Euro gelten vorwiegend in Süd-
europa: in Slowenien, Griechen-
land, Spanien, Malta und Portugal. 
Mindestlöhne unter zwei Euro sind 
vorwiegend in Osteuropa anzutref-
fen. In Bulgarien und Rumänien 
liegt der Mindestlohn sogar noch 
unter einem Euro. 

Diese verschiedenen Höhen 
spiegeln zu einem großen Teil die 
unterschiedlichen Lebenshaltungs-
kosten in den einzelnen Ländern 
wider. Berücksichtigt man das 
 nationale Preisniveau und die Le-
benshaltungskosten in den ver-
schiedenen Ländern und misst die 
sogenannten Kaufkraftstandards 
(KKS), dann fällt die Spanne zwi-
schen den Mindestlöhnen geringer 
aus.  

Schützen die Mindestlöhne 
in Europa vor Armut?

Was heißt Armut? Wie wird 
festgelegt, wer arm ist? Armut ist 
relativ: wird also im Verhältnis zu 
und im Vergleich mit den anderen 

Mindestlöhne in Europa

Stand: März 2011

6,91
1,85

1,82

1,40
1,68

5,47

0,93

0,71

3,89
2,92

4,28

3,84

9,00

7,65

Mindestlohn in EU-Ländern

Australien

USA

Alternative Schutzmecha-
nismen vor Lohndumping

Fast alle in Europa haben ihn
Gesetzliche Mindestlöhne pro Stunde in Euro

10,40

4,32 1,61

1,82
10,16

8,58

8,74

1,73
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Einkommen in einem Land be-
stimmt. Wie wirksam ein Mindest-
lohn vor Armut schützt, hängt von 
seiner Position im gesamten Lohn-
gefüge ab. 

Als arm gilt, wer weniger 
als 50 Prozent des natio-
nalen Durchschnittsein-
kommens oder 60 Prozent 
des mittleren Einkommens 
verdient.

!
Den relativen Wert eines Min-

destlohns kann man dadurch er-
mitteln, dass man ihn ins Verhältnis 
zum nationalen Durchschnittslohn 
oder zum sogenannten Medianlohn 
setzt. Im Unterschied zum Durch-
schnittslohn ist der Medianlohn der 
mittlere Lohn, bei dem die Hälfte 
aller Beschäftigten mehr und die 
andere Hälfte weniger verdient. 

Tatsächlich bewegt sich der 
Mindestlohn in den meisten euro-
päischen Ländern zwischen 40 und 
50 Prozent des Medianlohnes. 
Über 50 Prozent des Medians liegt 
der Mindestlohn in Frankreich, Por-
tugal, Irland und Belgien. Nur in 
Frank reich liegt der Mindestlohn 
über 60 Prozent des mittleren 
Lohns und ist damit armutsfest. 

Der Europäischen Sozialcharta 
zufolge haben alle Arbeitnehmer 
das „Recht auf ein gerechtes Ar-
beitsentgelt“ das ausreicht, um ih-
nen „einen angemessenen Lebens-
standard“ zu erlauben. 

Die Einhaltung der Europäischen 
Sozialcharta wurde kürzlich vom 
Europäischen Ausschuss für soziale 
Rechte des Europarates überprüft. 
Demnach ist der Mindestlohn nur 
in Frankreich und Malta hoch ge-

nug um das Recht auf ein gerech-
tes Arbeitsentgelt zu gewährleis-
ten. Den skandinavischen Ländern 
wird bescheinigt, dass das fl ächen-
deckende Tarifvertragssystem einen 
ausreichend hohen Mindestlohn 
gewährleistet. 

Die Situation in Deutschland mit 
fehlendem gesetzlichem Mindest-
lohn und unzureichender Tarif-
bindung wertet der Europarat hin-
gegen als eindeutigen Verstoß 
gegen das „Recht auf ein gerech-
tes Arbeitsentgelt“. 

Laut Europarat verstößt 
Deutschland gegen das 
„Recht auf ein gerechtes 
Arbeitsentgelt“ in der 
 Europäischen Sozialcharta.

!
Das Europäische Parlament hat 

sich 2008 dafür eingesetzt, dass 
eine EU-Vorgabe für Mindestlöhne 
zu vereinbaren ist, die eine Vergü-
tung von mindestens 60 Prozent 
des jeweiligen Durchschnittslohns 
gewährleistet. 

Auch die Initiative Mindestlohn 
setzt sich für eine europäische Min-
destlohnpolitik ein, die den Be-
schäftigten in jedem Land ein exis-
tenzsicherndes Erwerbs einkommen 
garantiert.

Mindestlohn und Armut
Gesetzlicher Mindestlohn in Prozent des mittleren Lohns

Frankreich 60,1 %

54,4 %

53,7 %

51,1 %

50,8 %

48,2 %

47,8 %

47,2 %

46,1 %

45,3 %

44,9 %

44,1 %

37,1 %

36,0 %

Australien

Portugal

Irland

Belgien

Griechenland

Ungarn

Niederlande

Großbritannien

Rumänien

Polen

Spanien

USA

Tschechien

Nur in Frankreich schützt der Mindestlohn vor Armut. In den anderen Ländern liegt er unter der Armuts-
schwelle von 60 Prozent des mittleren Lohns. Quelle: WSI

Für jede Beschäftigung ist ein gerechtes Entgelt zu zahlen. Zu 
 diesem Zweck empfi ehlt es sich, dass entsprechend den Gegeben-
heiten eines Landes den Arbeitnehmern ein gerechtes Arbeitsent-
gelt garantiert wird, das heißt ein Arbeitsentgelt, das ausreicht, 
um ihnen einen angemessenen Lebensstandard zu erlauben.
 EU-Gemeinschaftscharta der sozialen Grundrechte der Arbeitnehmer (1989)



14

Gesetzlicher Mindestlohn jetzt!

G E G E N  L O H N D U M P I N G  –  G E S E T Z L I C H E R  M I N D E S T L O H N  J E T Z T ! 

Die Kampagne von ver.di, NGG 
und DGB für einen gesetzlichen 

Mindestlohn hat Öffentlichkeit und 
Politik wachgerüttelt. Das Problem 
der Niedriglöhne und der Lohnun-
terbietung scheint inzwischen 
manchem  bewusst, aber der ge-
setzliche Mindestlohn hat in 
Deutschland ganz besonders hart-
näckige Gegner – vor allem im Un-
ternehmerlager aber auch in den 
Regierungsparteien. 

Seit fünf Jahren tobt in 
Deutschland die Aus-
einandersetzung um den 
Mindestlohn.!

Fauler Kompromiss 
der großen Koalition

Die große Koalition hat sich nur 
zu zwei Gesetzen durchringen kön-
nen. Diese ermöglichen unter sehr 
eingeschränkten Bedingungen in 
sehr wenigen Branchen und mit 
 einem sehr komplizierten und hür-
denreichen Verfahren nicht unbe-
dingt armutsfeste und zeitlich 
auch nur befristete Mindestlöhne.

Folgende Voraussetzungen 
müssen für die Aufnahme ins Ent-
sendegesetz und für die Festsetzung 
eines Mindestlohns nach dem 
 Entsendegesetz erfüllt sein:
  Begründete Einschätzung, dass 
im Zuge der Arbeitnehmerfrei-

zügigkeit in der EU die Gefahr 
besteht, dass es durch die 
 Entsendung ausländischer Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer 
zu einem sozial unerwünschten 
Lohnunterbietungswettbewerb 
kommt. 

  Die Tarifparteien einer Branche 
müssen sich auf einen Mindest-
lohnTV einigen. Dieser Mindest-
lohnTV braucht eine Tarifbindung 
von mindestens 50 Prozent. 

  Es muss ein öffentliches Interesse 
für diesen MindestlohnTV festge-
stellt werden. 

  Der jeweils ausgehandelte Min-
destlohnTV kann dann durch das 
Arbeitsministerium für Inländer 
und für Ausländer für bindend 
erklärt werden.

Seit 2009 sind folgende Bran-
chen ins AEntG aufgenommen 
worden: Bauhauptgewerbe, Dach-
deckerhandwerk, Maler- und 
 Lackiererhandwerk, Gebäudereini-
gung, Bergbauspezialarbeiten, 
 Wäschereidienstleistungen, Brief-
dienstleistungen, Sicherheitsdienst-
leistungen, Abfallwirtschaft, Beruf-
liche Weiterbildung und die Pfl ege.

Erkämpfte 
 Branchen mindestlöhne

ver.di hat für die Bereiche Brief-
dienstleistungen, Pfl egedienste, 
Abfallwirtschaft, Weiterbildungs-
branche, Bewachungsgewerbe 
 entsprechende Mindestlohntarif-
verträge ausgehandelt. Für die 
Leiharbeit hat sie dies gemeinsam 
mit dem DGB getan. Für die Pfl ege 
griff ein spezielles Verfahren für die 
Festsetzung eines Mindestlohnes.

In den Branchen, für die die 
 Gewerkschaft NGG zuständig ist, 
gibt es bisher keinen einzigen 
Branchenmindestlohn. Die Voraus-
setzung fehlt. Die Arbeitgeberver-
bände zum Beispiel aus dem Hotel- 
und Gaststättengewerbe sind nicht 
bereit, bundesweit gültige Entgelt-
tarifverträge mit der NGG abzu-
schließen. Nur so könnte das 
Verfahren für die Aufnahme in das 
Entsendegesetz begonnen werden. 
Die Verweigerungshaltung der Ar-
beitgeber ist eine sozialpolitische 
Verantwortungslosigkeit.

Der Mindestlohn nach dem 
Arbeitnehmerentsende-
gesetz ist sehr vorausset-
zungsvoll und an ein sehr 
kompliziertes, aufwen-
diges und hürdenreiches 
Verfahren geknüpft.

!
Um die Aufnahme der Leih-

arbeit ins AEntG wurde erbittert 
gerungen. Nun soll im Arbeitneh-
merüberlassungsgesetz ein Passus 
aufgenommen werden, nach dem 
die Tarifvertragsparteien beantra-
gen können, dass ein von ihnen 
ausgehandelter Mindestlohn als 
Lohnuntergrenze für allgemein ver-
bindlich erklärt werden kann.

Der Mindestlohn für Briefdienst-
leistungen wurde von der Konkur-
renz der Deutschen Post AG mit 
 allen Mitteln bekämpft. Sie haben 

Mindestlöhne statt Mindestlohn? 
Ein erster Schritt, aber nicht die Lösung 
des Problems!

Die beiden Gesetze zur  Begrenzung des Niedriglohnsektors: 
Das Arbeitnehmer-Entsende gesetz (AEntG) und das Mindestarbeits-
bedingungengesetz (MiArbG). Das AEntG orientiert sich am bewähr-
ten Verfahren der Allgemeinverbindlicherklärung (AVE) von Tarifver-
trägen nach dem Tarifvertragsgesetz (TVG). Es schreibt vor, dass die 
Mindestbedingungen eines nach dem  AEntG für allgemein verbindlich 
erklärten Tarifvertrages auch für solche Arbeitsverhältnisse zwingend 
angewendet werden müssen, die zwischen einem ausländischen 
 Unternehmen und seinen in Deutschland beschäftigten  Arbeitnehmern 
und Arbeitnehmerinnen bestehen. Das MiArbG soll die Branchen ein-
fangen, die nicht die Voraussetzungen für die Aufnahme ins AEntG 
 erfüllen.
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sogar eigens zu diesem Zweck eine 
willfährige Billiggewerkschaft 
 gegründet. Schließlich ist es ihnen 
tatsächlich gelungen, dass der 
Mindestlohn für Briefdienstleistun-
gen wegen angeblicher Verfahrens-
fehler für ungültig erklärt wurde. 
Es besteht also aktuell kein allge-
mein verbindlicher Mindestlohn. 
ver.di strebt nun eine neue AVE auf 
Grund lage des AEntG an, dazu 
werden Verhandlung mit dem von 
der Deutschen Post AG dominier-
ten Arbeitgeberverband Postdienste 
e. V. geführt.

Für die Berufl iche Weiterbildung 
muss abgesichert werden, dass 
mehr Beschäftigte unter den Min-
destlohnTV fallen. Dann kann er 
für bindend erklärt werden.

Das MiArbG ist zu bürokratisch 
und wird von den Gewerkschaften 
als untauglich abgelehnt. 

Mittlerweile gibt es auch im 
 Arbeitgeberlager – bei der Bundes-
vereinigung der deutschen Arbeit-

geberverbände (BDA) – eine Unter-
stützung für den Leiharbeits-
mindest lohn, um allzu negative 
Auswirkungen der Arbeitnehmer-
freizügigkeit zu vermeiden. Gleich-
zeitig erscheint der Mindestlohn 
in der Leiharbeit manchem als 
Möglichkeit das Prinzip der gleichen 
 Bezahlung zu hintertreiben.

Branchenmindestlöhne 
sind kein Ersatz für einen 
allgemeinen gesetzlichen 
Mindestlohn. Für zu viele 
Beschäftigte gilt nach wie 
vor keine Lohnuntergrenze.

!
In den Branchen, in denen das 

Lohnniveau in der Vergangenheit 
sehr niedrig war, liegen auch die 
durch die Tarifparteien ausgehan-
delten Mindestlöhne noch sehr 
niedrig. Mindestlöhne verhindern 
hier nur die schlimmsten Auswüch-
se der Lohndrückerei durch Arbeit-
geber.

Der Kampf um Branchenmin-
destlöhne hat jedoch eine dreifach 
sinnvolle Bedeutung: 

  Sie sind ganz pragmatisch nütz-
lich, um in einzelnen Branchen 
eine Lohnuntergrenze einzuziehen. 
Viele Beschäftige und Mitglieder 
werden durch sie geschützt.

  Die gewerkschaftlichen Verhand-
lungen um Mindestlohn-Tarifver-
träge haben einige Branchen 
 motiviert, aus dem Niedriglohn-
bereich mit eigener Kraft heraus-
zukommen. Die Anstrengungen 
in diesen Bereichen haben zu 
 einer positiven Mitgliederent-
wicklung geführt.

  Darüber hinaus sind die Auseinan-
dersetzungen um einzelne Bran-
chenmindestlöhne sehr öffentlich-
keitswirksam. Sie schärfen das 
Bewusstsein um die empörend 
niedrigen Entgelte für viele gesell-
schaftlich nützliche Tätigkeiten.

Tarifl iche Mindestlöhne nach dem Arbeitnehmer-Entsendegesetz in Euro / Stunde

Branche West Ost

Abfallwirtschaft 8,24 8,24

Bauhauptgewerbe (2 Entgelt-Gruppen) 1 10,90 / 12,95 9,50

Bergbauspezialarbeiten (2 Entgelt-Gruppen) 11,17 / 12,41

Dachdeckerhandwerk 10,80 10,80

Elektrohandwerk (Montage) 1 9,70 8,40

Gebäudereinigerhandwerk (2 Entgelt-Gruppen) 8,55 / 11,13 7,00 / 8,88

Geld- und Wertdienste (Diff. n. Ländern) 1 (2 Entgelt-Gruppen) 2 8,00 / 13,50 7,50 / 8,20

Sicherheitsdienstleistungen 1 (ab 1. Juni 2011) 6,53 / 8,60 6,50

Maler- und Lackiererhandwerk (2 Entgelt-Gruppen in West) 1 9,50 / 11,50 9,50

Pfl egebranche 1 (Stufensteigerung ab 1/2012 in Klammern) 8,50 (8,75) 7,50 (7,75)

Wäschereidienstleistungen im Objektgeschäft 1 7,65 6,50

Berufl iche Weiterbildung (2. Entgelt-Gruppe + eine 7,60) 3 10,71 / 12,28 9,53 / 10,93

Leiharbeit / Zeitarbeit 4 7,79 / 8,19 6,89 / 7,50
1 Stufenplan mit weiteren Erhöhungen   2 AVE noch nicht geklärt   3 AVE noch nicht endgültig geklärt   4 bislang nicht AEntG – voraussichtlich AÜG

Quelle: ver.di-Tarifdokumentation, WSI Tarifarchiv, Stand: Sommer 2011
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Der Arbeitsmarkt funktioniere 
wie ein Obstmarkt, so eine der 

Grundannahmen neoliberaler Öko-
nomen. Will ein Händler noch die 
letzten Äpfel loswerden, muss er 
den Preis nur genügend senken. 
Dies gelte grundsätzlich auch für 
den Arbeitsmarkt. Bei Arbeitslosig-
keit müsste der Preis für Arbeit, 
also der Lohn, nur genügend ge-
senkt werden. Solange, bis die und 
der letzte Arbeitslose genügend 
billig ist, um von einem Unterneh-
mer eingestellt zu werden. Sowas 
hören Unternehmer natürlich gerne. 

Da wundert es nicht, dass neo-
liberale Ökonomen zusammen mit 
den Unternehmerverbänden gera-
dezu Sturm gegen den gesetzlichen 
Mindestlohn laufen. Immer wieder 
wurden in der Vergangenheit Gut-
achten präsentiert, nach denen 
Mindestlöhne hunderttausende, 
gar Millionen Jobs vernichten 
 würden. 

Mehr Schlecht- als Gutachten
Eine Studie des Rheinisch-West-

fälischen Instituts für Wirtschafts-
forschung (RWI) rechnete bereits 
2008 vor, dass durch einen gesetz-
lichen Mindestlohn in Höhe von 
7,50 Euro 1,2 Millionen Arbeits-
plätze vernichtet würden. Das 
 ifo-Institut war auf „nur“ 620.000 
 Arbeitsplätze gekommen. Als die 
Höhe des geforderten Mindest-
lohns 2010 von den Gewerkschaf-
ten auf 8,50 Euro gesteigert wur-
de, war das ifo-Institut sofort mit 
neuen Horrorzahlen zur Stelle: 
nun sahen sie über 1,2 Millionen 
Arbeits plätze gefährdet. 

Mit Gutachten werden 
Ängste geschürt, um einen 
gesetzlichen Mindestlohn 
zu verhindern.!

Die Studien können aber kaum 
ernst genommen werden. Im Prin-
zip gehen sie davon aus, dass Be-
schäftigte immer soviel verdienen, 
wie ihr Chef gerade noch zahlen 
kann. Unternehmensgewinne fi n-
den hier prinzipiell nicht statt. 
Müssten die Unternehmer wegen 
eines Mindestlohns etwas mehr 
zahlen, würde es sich für sie nicht 
mehr rechnen. Die betreffenden 
Beschäftigten würden entlassen. 
Deshalb wird in diesen Studien le-
diglich berechnet, wie viele Be-
schäftigte durch den geforderten 
Mindestlohn mehr verdienen wür-
den. Mit kleinen Abschlägen wird 
das dann medienwirksam der 
 Öffentlichkeit als die Höhe des 
 drohenden Jobverlusts durch den 
Mindestlohn präsentiert. 

Das wirkliche Leben ist anders
Dabei zeigt die Realität ein ganz 

anderes Ergebnis. In den Ländern, 
die einen Mindestlohn haben, ist in 
der Regel nicht weniger, sondern 
mehr Beschäftigung entstanden. 

Ein Jobabbau durch den 
Mindestlohn konnte 
bislang nirgendwo nach-
gewiesen werden.!

Aber man muss nicht einmal 
über den eigenen Tellerrand sehen. 
Bereits schlichte Logik müsste er-
hebliche Zweifel an den Ergebnis-
sen aufkommen lassen. Etwa wenn 
munter behauptet wird, bei der 
Einführung des von den Gewerk-
schaften geforderten Mindestlohns 
würde jeder zweite Arbeitsplatz in 
Gaststätten wegfallen. Glauben die 
Schlechtachter wirklich, dass dann 
jede zweite Kneipe in Deutschland 
die Gäste vor die Tür setzen und 
dicht machen würde, weil Löhne 
nicht gezahlt werden könnten?

Studien zeigen: 
Mindestlohn vernichtet keine Jobs!

Mindestlohn ohne Beschäftigungseffekt
In Frankreich änderten sich im Vergleich zum Vorjahr ...
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Arbeitslosigkeit Mindestlohn
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Der Mindestlohn ist kein Jobkiller. In Frankreich ist kein Zusammenhang zwischen Erhöhung 
des  Mindestlohns und der Arbeitslosigkeit erkennbar. Quelle: Roman George / Hans-Böckler-Stiftung
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Realistische Gutachten – 
positive Ergebnisse 

Bereits die Grundannahme der 
neoliberalen Gutachter ist falsch: 
Unternehmer würden immer so 
hohe Löhne zahlen, dass für sie am 
Ende nichts oder nur minimal was 
übrig bleibt. In der Regel bleibt so-
gar gewaltig was übrig. Sonst gäbe 
es keine hohen und sogar laufend 
steigende Rekordgewinne in der 
deutschen Wirtschaft. Wenn es 
nicht gelingt, höhere Preise durch-
zusetzen, werden Mindestlöhne zu 
geringeren Gewinnen führen – und 
nicht zu Entlassungen. 

Auch der Nach frageeffekt von 
höheren Löhnen wird in den simp-
len Gutachten gar nicht berücksich-
tigt. Höhere Einkommen führen zu 
höherer Nachfrage. Viele könnten 
sich dann überhaupt erst mal oder 
mal öfters einen Kneipen- oder 
 einen Friseurbesuch leisten. Das 
schafft und sichert Arbeitsplätze.

Höhere Löhne sind nicht 
nur Kosten für den Unter-
nehmer, sondern steigern 
den Absatz von Waren und 
Dienstleistungen.

!
In einem Gutachten für ver.di 

wurde genau dies berücksichtigt. 
Unterstellt wurde, 

  dass ein gesetzlicher Mindestlohn 
in Höhe von 8,50 Euro ab 2012 
gilt, 

  er 2014 auf 10,00 Euro steigt 
und 

  in den Folgejahren jeweils in 
Höhe des verteilungsneutralen 
Spielraums – Infl ationsrate 
plus Produktivitätssteigerung – 
 angehoben wird.

Die umfassende Studie kommt 
zu dem Ergebnis, dass die Einfüh-
rung eines allgemeinen gesetzli-
chen Mindestlohnes sofort die 
 Einkommenslage von rund 2,6 Mil-
lionen Vollzeitbeschäftigten und 
gut vier Millionenen geringfügig 
und Teilzeitbeschäftigten – zum 
Teil erheblich – verbessern würde. 
 Wegen des steigenden Mindest-
lohns bekämen in den folgenden 
Jahren nach und nach sogar gut 
zehn Millionen Menschen höhere 
Löhne. Der hierdurch ausgelöste 
Nachfrageeffekt sorgt dafür, dass 
keineswegs Arbeitsplätze verloren 
gehen, sondern langfristig sogar 
über 700.000 neue Arbeitsplätze 
entstehen.

Der internationale Blickwinkel
Inzwischen gibt es eine Reihe 

umfassender und methodisch an-
spruchsvoller Studien zu den Wir-
kungen von Mindestlöhnen in ein-
zelnen Ländern. Sie untermauern 
die ver.di-Studie. Ihnen gemeinsam 
ist, dass sie keine negativen Aus-
wirkungen von Mindestlöhnen 
feststellen. Ende 2010 erschien die 
bislang aufwendigste Untersuchung 
über Arbeitsplatzeffekte durch ge-
stiegene Mindestlöhne in den USA. 
Auch hier kommen die Autoren zu 
dem eindeutigen Ergebnis, dass 
Mindestlohn-Erhöhungen die fi nan-
zielle Situation der Niedriglohn-
beschäftigten deutlich verbessert 
haben, Jobverluste aber nicht statt-
gefunden haben – weder kurz- 
noch langfristig.

Neuere  Untersuchungen 
zeigen, dass frühere 
 Mindestlohnstudien, die 
Jobverluste festgestellt 
haben, grundlegend fehler-
haft waren. 

!
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Befristet, verliehen, unsicher, 
 wenig Stunden und schlecht 

entlohnt – das ist heute für viele 
Beschäftigte die Realität. Für die 
Menschen ist diese Entwicklung 
katastrophal. Sie leben in ständiger 
Angst, den Job zu verlieren, kön-
nen schlecht für die Zukunft – zum 
Beispiel eine Zukunft mit Kindern – 
planen und überlegen sich dreimal, 
im Betrieb ihre Rechte einzufordern. 
Da viele von ihrem Einkommen 
nicht leben können, müssen sie 
 zusätzlich Hartz IV beantragen. 
Und für das Alter wird eine Rente 
zum Auskommen unerreichbar.

Unsicher und schlecht bezahlt
Die Politik hat durch gesetzliche 

Neuregelungen die Tore für unsi-
chere und unterbezahlte Arbeit 
 immer weiter geöffnet. Inzwischen 
sind es 1,4 Millionen Beschäftigte, 
die zusätzlich auf Hartz IV ange-

wiesen sind. Darunter jede und 
 jeder zehnte Leiharbeitsbeschäftigte.

Vollzeitbeschäftigte in Leihar-
beit erhalten nicht einmal die Hälf-
te des mittleren Verdienstes in der 
Industrie – wo viele von ihnen 
 arbeiten. 

Leiharbeit bedeutet 
 Unsicherheit und nur 
einen halben Lohn.!

Auch wer eine Teilzeitstelle hat, 
bekommt im Schnitt einen geringe-
ren Stundenlohn als Vollzeitbe-
schäftigte. Besonders schlecht be-
zahlt sind die über sieben Millionen 
Minijobs, die zu zwei Dritteln von 
Frauen besetzt sind. Im Gastgewer-

be ist inzwischen rund die Hälfte 
der Beschäftigten geringfügig be-
schäftigt. Bei fast 90 Pro zent der 
Minijobs liegt der Stunden lohn un-
ter der Niedriglohnschwelle von 
neun Euro. 

„Aufstocken“: Subvention 
der Unternehmergewinne 

Mit der Subventionierung von 
Armutslöhnen durch Leistungen 
der Grundsicherung leistet der 
Staat selbst einen erheblichen Bei-
trag zur Ausweitung des Niedrig-
lohnsektors. Das „Aufstocker- 
Modell“ ist nichts anderes als ein 
staatlich gefördertes Kombilohn-
Modell.

Für Unternehmer ist die Auf-
stockung der Niedriglöhne durch 
Hartz IV eine Einladung zum 
Lohndumping. Die lohndrückende 
Wirkung von Hartz IV mit dem 
Wegfall eines wirksamen Zumut-
barkeitsschutzes verstärkt diesen 
Effekt noch. Anders als früher wer-
den Langzeiterwerbslose heute ge-
zwungen, einen angebotenen Job 
auch dann anzunehmen, wenn ihre 
Hilfebedürftigkeit dadurch nicht 
beendet, sondern lediglich gemin-
dert wird. 

Die Subventionierung von 
Lohndumping kostet den 
Staat elf Milliarden Euro 
im Jahr.!

Die Kosten für das aufstockende 
Hartz IV stiegen von acht Milliarden 
Euro 2005 auf über elf Milli arden 
Euro 2010. Das ist fast ein Drittel 
der gesamten Hartz-IV-Ausgaben 
des Bundes. Insgesamt haben die 
Steuerzahlerinnen und Steuerzah-
ler von 2005 bis 2010 auf diese 
Weise Niedriglöhne und damit die 
Gewinne der Unternehmen mit 
über 60 Milliarden Euro unfreiwillig 
subventioniert.

Niedrige Löhne – geringer sozialer Schutz

Arbeitslosengeld II als Kombilohn
Erwerbstätige, die zusätzlich ALG II beziehen

Selbstständige

Geringfügig 
Beschäftigte

Vollzeitbeschäftigte 344.000

695.000

126.000

228.000

insg.
1.383.000

268.000

402.000

104.000

insg. 
780.000

Sozialversicherte 
Teilzeitbeschäftigte

2005 2006 2007 2008 2009 2010

Die Anzahl der Erwerbstätigen, die neben ihrem Lohn zusätzlich auf Arbeitslosengeld II angewiesen sind, 
hat in den letzten Jahren kontinuierlich zugenommen.  
Quelle: Bundesagentur für Arbeit 
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Zusätzlich zu den Kosten für die 
Aufstockung subventioniert der 
Staat Minijobs mit fast vier Milliar-
den Euro im Jahr. Durch fehlende 
Beitragseinnahmen gehen den So-
zialversicherungen 2,2 bis 2,4 Milli-
arden Euro jährlich verloren. Und 
für die öffentlichen Haushalte feh-
len durch die Minijobs Steuerein-
nahmen von mindestens einer bis 
1,3 Milliarden Euro.

Ein gesetzlicher Mindest-
lohn von 8,50 Euro würde 
für die Sozialversiche-
rungen fast drei Milliarden 
Euro Mehreinnahmen 
bringen.

!
Aktuelle Studien zeigen, dass 

ein gesetzlicher Mindestlohn von 
8,50 Euro nicht nur die Einkommen 
für fast sechs Millionen Beschäftig-
te verbessern würde. Auch die Ein-
nahmen für die Sozialkassen und 
die öffentlichen Haushalte würden 
gesteigert. Die Sozialversicherun-
gen würden knapp drei Milliarden 
Euro zusätzlich einnehmen. Auch 
die Steuereinnahmen würden um 
knapp drei Milliarden Euro steigen. 
Die Ausgaben für staatliche Trans-
fers würden um fast zwei Milliarden 
Euro sinken.

Rente – Spiegelbild 
des  Erwerbslebens

Ein lebenslanger, sozialversicher-
ter und gut bezahlter Vollzeitjob ist 
heute fast wie ein Sechser im Lotto. 
Für Frauen war das schon immer 
ein Problem. Zunehmend gilt es 
auch für Männer. Wer nur einen 
niedrigen Lohn bezieht oder häufi -
ger Zeiten der Erwerbslosigkeit hin-
nehmen muss, merkt das auch spä-
ter bei der Rente. Verschärft wird 
das Problem der drohenden Alters-
armut durch die Rentenkürzungen 
der vergangenen Jahre.

Bisher sind vergleichsweise 
 wenig ältere Menschen arm. Doch 
das ändert sich bereits. Innerhalb 
von nur vier Jahren ist die Anzahl 
der Älteren, die zusätzlich zur Rente 
Grundsicherung beziehen, von 
260.000 auf 390.000 gestiegen. 
Männer, die heute in den Ruhe-
stand gehen, erhalten im Durch-
schnitt eine Rente von 820 Euro. 
Bei denen, die bereits in Rente 
sind, liegt der Durchschnitt mit 
950 Euro deutlich höher. Auch 
Frauen, die heute in Rente gehen, 
erhalten eine niedrigere Rente als 
diejenigen, die bereits in Rente 
sind. Mit rund 20 Euro ist der 
 Unterschied aber geringer. Dafür 
ist wegen der höheren Erwerbs-

beteiligung der Frauen in der DDR 
bzw. ab 1990 in Ostdeutschland 
der Unterschied zwischen Ost und 
West beträchtlich: Ostdeutsche 
Frauen erhalten im Schnitt 650 Euro 
Rente im Monat, Frauen im Westen 
lediglich 470 Euro. 

Künftig wird es immer schwerer 
werden, bei der Rente das Grund-
sicherungsniveau von heute etwa 
670 Euro zu erreichen. Wer mit 
30.000 Euro brutto im Jahr durch-
schnittlich verdient, muss für 
670 Euro 34 Jahre lang in die Ren-
tenversicherung einzahlen. Wer 
deutlich darunter liegt oder länger 
 erwerbslos ist, kann das in einem 
normalen Leben überhaupt nicht 
mehr schaffen. Der gesetzliche 
Mindestlohn müsste sogar bei zehn 
Euro liegen, um unter heutigen Be-
dingungen nach 45 Beitragsjahren 
eine Rente zu erhalten, die dem 
Grundsicherungsniveau entspricht.

Niedrige Löhne – niedrige Renten
So viele Jahre müssen für eine Rente in Höhe der Grundsicherung 
(aktuell 664 Euro) gearbeitet werden ...

Durchschnittsverdienende
(rund 30.000 Euro brutto im Jahr)

75 %-Verdienende 50 %-Verdienende

2030heute

28

34
37

45

56

68

In Zukunft wird es immer schwerer werden, bei der Rente das Grundsicherungsniveau zu erreichen. 
Zur Zeit liegt es bei 664 Euro. Quelle: Arbeitnehmerkammer Bremen 
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Niedriglöhne im Tarifvertrag
Viele wundern sich: Da fordern 

die Gewerkschaften einen gesetz-
lichen Mindestlohn von 8,50 Euro 
und schließen auf der anderen Seite 
Tarifverträge ab, die teils deutlich 
unter diesem Betrag liegen.

Die Höhe der Arbeitsentgelte 
wird noch immer vorwiegend 
durch Tarifvertrag geregelt. 60 Pro-
zent der Beschäftigten arbeiten in 
 tarifgebundenen Unternehmen, 
63 Prozent im Westen und 50 Pro-
zent im Osten. Sie ist allerdings in 
den letzten Jahren stark zurück-
gegangen. Die weißen Flecken in 
der Tarifl andschaft werden zuneh-
mend größer, sie konzentrieren 
sich auf den Osten, auf Klein- und 
Mittelbetriebe und auf den priva-
ten Dienstleistungssektor. 

Die politischen Rahmenbedin-
gungen haben sich zunehmend 
verschlechtert: Durch Arbeitsmarkt-
politik, Hartz-Gesetze, Prekarisie-
rung der Beschäftigungsverhältnis-
se und die Zunahme der Leiharbeit 
ist die Tarifpolitik unter Druck. 

Ungenügende Regelungen 
werden oft als kleineres 
Übel akzeptiert.!

Hartz IV bedeutet, wer seinen 
Job verliert, kann bereits nach einem 
Jahr in die Verarmung abstürzen. 
Da ist es oft das kleinere Übel, auch 
ungenügende Regelungen hinzu-
nehmen. Wenn die Gewerkschaf-
ten die Unterschrift verweigern, 
gibt es keinen Tarifvertrag. Dann 
könnte der  Unternehmer den Be-
schäftigten ungehindert seine noch 
schlechteren Bedingungen diktie-
ren. Oder eine konkurrierende Bil-
liggewerkschaft steht bereit, um 
noch schlechtere Tarifverträge zu 
unterschreiben.

Gewerkschaften müssen also 
 einerseits politisch dafür kämpfen, 
dass die Rahmenbedingungen wie-
der besser werden. Andererseits 
müssen aber auch die Tarifrunden 

entschiedener zur Auseinander-
setzung mit den Arbeitgebern und 
zur Mobilisierung der Betroffenen 
genutzt werden. 

Bei der Gewerkschaft NGG ist 
nach einer langen Diskussion auf 
dem Gewerkschaftstag 2008 ein 
besonderes Klärungsverfahren ein-
geführt worden, nach dem Tarifab-
schlüsse unter 7,50 bzw. 8,50 Euro 
der ausdrücklichen Zustimmung 
der politisch verantwortlichen Gre-
mien bei NGG bedürfen. Damit 
konnten einige Tarifverträge deut-
lich über die Schwelle von 7,50 
bzw. 8,50 Euro erhöht werden. 
Das Verfahren bei ver.di ist in der 
Folge genauer beschrieben.

Ziel beider Regelungen ist, die 
Sensibilität für Niedriglöhne und 
ihre Folgen auf allen Ebenen zu 
 erhöhen. Ebenso ist es Ziel, überall 
mehr Unterstützung für die Forde-
rung nach dem gesetzlichen Min-
destlohn zu gewinnen.

Schritt für Schritt 
deutliche Fortschritte.

„Kein Tarifl ohn unter 7,50 Euro“ 
hat der ver.di-Bundeskongress 2007 
gefordert, und 2009 wurde dieser 
tarifpolitische Grundsatz verbind-
lich beschlossen.

Seit 2009 gilt der tarif-
politische Grundsatz 
„Kein Tarifl ohn unter 
7,50 Euro!“!

Danach dürfen Stundenentgelte 
unter 7,50 Euro nicht vereinbart 
werden. Niedrigere Löhne unter 
7,50 Euro sind einem genau be-
schriebenen Verfahren zu unter-
ziehen, bei dem am Ende der Bun-
desvorstand über jeden einzelnen 
dieser verhandelten Verträge eine 
Entscheidung fällt. 

Tarifpolitik tut was! 
Das reicht aber nicht aus

Von den Beschäftigten arbeiten ...
5,83 Mio.

4,97 Mio.

3,40 Mio.

2,11 Mio.

1,15 Mio.

3,6 % 6,7 % 10,7 % 15,7 % 18,4 %

für unter 5 Euro unter 6 Euro unter 7 Euro unter 8 Euro unter 8,50 Euro

Aktuell arbeiten fast sechs Millionen Menschen für einen Stundenlohn von weniger als 8,50 Euro. 
Mehr als eine Million der Beschäftigten hat sogar weniger als fünf Euro in der Stunde. 
Quelle: IAQ-Report 6/2010
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In einer Reihe von Niedriglohn-
bereichen ist es in den letzten Jah-
ren gelungen, die unteren Entgelte 
auf 7,50 Euro anzuheben. Oft 
 wurde dies mit überproportionalen 
Anhebungen in den unteren Grup-
pen und mit Stufenplänen erreicht, 
manchmal allerdings – wie in der 
Leiharbeit und im Bewachungs-
gewerbe um den Preis langer Lauf-
zeiten. 

Die Tarifbewegungen in den 
 betroffenen Branchen wurden leb-
hafter. Es gab Warnstreiks, ja sogar 
Urabstimmungen, es wurden be-
achtlich viele neue Mitglieder 
 organisiert, und das Ziel konnte in 
vielen Bereichen erreicht werden. 

Dennoch gibt es immer noch 
Bereiche, wie das Friseurhandwerk 
in Ostdeutschland, wo die 7,50 Euro 
nicht erreicht werden konnten. 
Aber: Die Auseinandersetzung hat-
te Strahlkraft, weit über die jeweils 
verhandelten Tarifverträge hinaus.

Die 7,50-Euro-Marke hat 
sich als weithin akzeptierte 
Norm durchgesetzt. 
Jetzt geht es um die Marke 
von 8,50 Euro!

!
Mindestlohn-Monitoring: 
Mehr Transparenz im Niedrig-
lohnbereich

Damit ver.di stets einen aktuel-
len, aussagekräftigen und soliden 
Überblick über die Entwicklungen 
in der gesamten Niedriglohnzone 
der Organisation hat, wurde ein 
sogenanntes Monitoring entwickelt. 
Es umfasst alle Fachbereiche und 
gibt einen Überblick über aktuell 
gültige Tarifverträge. Bislang wur-
den rund dreitausend Tarifgruppen 
ausgewertet.

Für jeden Tarifbereich wurde er-
mittelt, wie sich die Tarifgruppen 
auf verschiedene Einkommens-
klassen verteilen. Dazu wurden 
fünf Einkommensklassen gebildet, 
 denen jeweils Farben zugeordnet 
wurden. Dies erlaubt einen schnel-
len Überblick über Entgelthöhen 
und -strukturen. Im Mai 2010 
 lagen mit einem Stundenlohn von 
über zehn Euro rund drei Viertel 
der Entgeltgruppen im grünen 
 Bereich. Im roten Bereich – unter 
7,50 Euro – lagen drei Prozent. 
 Dazwischen liegen drei Bereiche 
mit verschiedenen Gelbtönen, 
 davon sechs Prozent zwischen 
7,50 und 8,50 Euro. Unter 8,50 
Euro liegen somit neun Prozent. 

Kein Tarifl ohn unter 8,50 Euro? 
Eine Herausforderung!

Welche Konsequenzen hat die 
Erhöhung der Mindestlohnforde-
rung auf 8,50 Euro für die Tarif-

politik im Niedriglohnbereich? 
Nicht nur die einschlägigen Nied-
riglohnzonen des privaten Dienst-
leistungsbereichs, sondern fast 
alle Branchen, auch der öffentliche 
Dienst, haben Entgelte unter 
8,50 Euro vereinbart. Insgesamt 
 arbeiten fast sechs Millionen Men-
schen für einen Stundenlohn von 
weniger als 8,50 Euro. Deshalb 
wird es einer erheblichen Kraftan-
strengung bedürfen, um eine Um-
setzung des Mindestlohngrund-
satzes auf 8,50 Euro zu erreichen. 

Wir brauchen einen gesetz-
lichen Mindestlohn – als 
Untergrenze für alle und 
überall.!

Viel spricht dafür, den Mindest-
lohn-Grundsatz und das geschil-
derte Verfahren von ver.di an die 
Forderung nach einem gesetzlichen 
Mindestlohn von 8,50 Euro anzu-
passen und gemeinsam mit den 
anderen DGB Gewerkschaften zu 
handeln! 

Struktur des Mindestlohn-Monitorings

Tarifbereich

Fachlich
(Branche)

Räumlich
(Bundesland)

Zahl der Vergütungsgruppen 
nach Vergütungshöhe

gültig 
ab

Kündigungs-
termin

Persönlich
(Arbeiter,

Angestellte) Alle
bis 

7,49 €
7,50 –
8,49 €

8,50 –
8,99 €

9,00 –
9,99 €

10 € 
und

mehr

TT/
MM/

JJ

TT/
MM/

JJ

Verteilung der Vergütungsgruppen auf die Einkommensklassen

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%

80 150
6%

98
4%

278
11%

1971
76%3%

Auswertung von rund 3000 Entgeltgruppen aus allen Fachbereichen von ver.di.
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Das Ziel ist klar im Blick. Die Initi-
ative Mindestlohn und die bei-

den sie tragenden Gewerkschaften 
ver.di und NGG wollen für alle 
Beschäftigten gruppen erreichen, 
dass deren Einkommen, das sie aus 
dem Verkauf ihrer Arbeitskraft er-
zielen, ausreicht, ein angemesse-
nes und auskömmliches Leben zu 
fi nanzieren. Auch für Teilzeitbe-
schäftigte und sogenannte gering-
fügig Verdienende darf der Stun-
denlohn nicht  unter dem von 
Vollzeitbeschäftigten liegen. Des-
halb ist die Mindestlohnforderung 
auch auf den Stundenlohn bezo-
gen. Zur Erreichung dieser Ziele ha-
ben die Gewerkschaften eine 
mehrgliedrige Strategie entwickelt. 

Das Einheitliche: 
Der gesetzliche Mindestlohn

ver.di und NGG fordern ge-
meinsam mit den DGB-Gewerk-
schaften einen gesetzlichen Min-
destlohn in Höhe von 8,50 Euro als 
branchenübergreifende allgemeine 
Untergrenze, die für alle  abhängig 
Beschäftigten gilt. Diese Grenze 
darf weder durch arbeitsvertragli-
che Vereinbarungen noch durch 
Tarifverträge unterschritten wer-
den. Sie sichert in erster Linie Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer ohne berufl iche Ausbildung 
und ohne besondere Vorkenntnisse 
gegen Lohndumping.

Ein gesetzlicher Mindest-
lohn muss für alle Beschäf-
tigten gelten.!

Dieser Mindestlohn erfüllt zu-
erst zwei Anforderungen. Erstens 
markiert er eine sozialpolitische 
Untergrenze. Er verhindert, dass 
Arbeitgeber die Notlage von Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern 
ausnutzen und sie zu menschenun-
würdigen Löhnen beschäftigen. 
Wer Vollzeit  arbeitet, muss damit 
die eigene Existenz sichern kön-
nen, ohne Aufstockungszahlung 
oder andere von der Allgemeinheit 
fi nanzierte Geldleistungen.

Zweitens verhindert der gesetz-
liche Mindestlohn, dass Unterneh-
mer sich durch einen Wettbewerb 
um noch niedrigere Löhne Konkur-
renzvorteile gegenüber anderen 
Unternehmen verschaffen und 
 damit das Lohngefüge insgesamt 
nach unten drücken. 
Er verhindert auch, dass durch den 
Einsatz von bestimmten Beschäf-
tigtengruppen – Schülerinnen und 
Schüler, Studierende, Minijob-Be-
schäftigte und Nebenerwerbstätige 
etc. – die anderen Beschäftigten-
gruppen verdrängt werden. Ge-
setzliche Mindestlöhne setzen auch 
in den Bereichen, in denen es kei-
ne Tarifverträge gibt oder die Tarif-
parteien schwach sind, Mindest-
standards für die Entlohnung von 
Beschäftigung.

Der Mindestlohn schützt 
vor Lohndumping und 
sichert die Existenz.!

Der gesetzliche Mindestlohn 
verhindert weiter, dass die Lohn-
spreizung – der Abstand zwischen 
den unteren und den höheren Ent-
geltgruppen – immer größer wird. 
Und er ist ein starkes Mittel gegen 
die Lohndiskriminierung von Frau-

Kein Lohn unter 8,50 Euro –
ein Ziel, verschiedene Instrumente

Der belgische Gewerkschaftsbund CSC nimmt mit seiner Kampagne „Hilf Heinrich“ die Situation im 
 Wirtschaftswunderland Deutschland aufs Korn: „Das deutsche Wunder. Heinrich verdient € 4,18 in der 
Stunde. Weil Deutschland keinen gesetzlichen Mindestlohn hat, gibt es zahlreiche Beschäftigte, die in 
Armut leben. Lasst Europa nicht dem deutschen Beispiel folgen. Helft Heinrich.“



23

G E G E N  L O H N D U M P I N G  –  G E S E T Z L I C H E R  M I N D E S T L O H N  J E T Z T ! 

en, die zwei Drittel aller Niedrig-
lohnjobs verrichten. Ingesamt 
 stabilisiert der  gesetzliche Mindest-
lohn das Tarifvertragssystem.

Das Besondere: 
Der branchenbezogene 
Mindestlohn nach dem Arbeit-
nehmerentsendegesetz 

Branchenbezogene Mindest-
löhne sichern für die jeweilige 
Branche Mindestentgelte, die für 
alle Beschäftigten und Betriebe 
der Branche gelten. Sie verhindern 
so einen Lohnunterbietungswett-
bewerb in der Branche. Wenn sie 
nach dem Arbeitnehmerentsende-
gesetz für allgemeinverbindlich 
 erklärt worden sind, gelten diese 
Mindeststandards auch für auslän-
dische Beschäftigte und Arbeit-
geber, die in Deutschland Dienst-
leistungen anbieten. Sie dürfen 
auch durch niedrigere Tarifregelun-
gen nicht unterboten werden. 
Durch Werkverträge können die 
Mindeststandards allerdings ausge-
hebelt werden.

Ein Mindestlohn kann den 
Lohnunterbietungswettbe-
werb stoppen.!

Diese Teilstrategie greift in den 
Tarifbereichen, in denen es einen 
bundesweit gültigen Branchentarif-
vertrag gibt und in denen Arbeit-
geberverbände und Gewerkschaf-
ten sich gemeinsam auf eine 
Lohnuntergrenze ver ständigt ha-
ben. Die Tarifverträge erfassen aber 
nur die Betriebe und Beschäftigten 
in der jeweiligen Branche. Der Lohn-
unterbietungswettbewerb außer-
halb der Branche, der von einem 
solchen Tarifvertrag erfasst ist, 
kann dadurch nicht unterbunden 
werden. Die Tarifvertragsparteien 
handeln diesen Branchenmindest-

lohn aus und der Gesetzgeber 
 erhebt diese Mindestbedingungen 
für alle zur bindenden Norm und 
verhindert dadurch, dass sich 
 andere Unternehmer aus diesem 
Tarifbereich durch Lohn dumping 
Vorteile verschaffen  können. Das 
Niveau muss über dem Niveau des 
gesetzlichen Mindestlohnes liegen.

Das Ergänzende: 
Die Allgemeinverbindlich-
erklärung (AVE)

Die Allgemeinverbindlicherklä-
rung von Tarifverträgen ist im Tarif-
vertragsgesetz vorgesehen und 
hat eine lange Tradition. Mit der 
AVE wird ein geltender Tarifvertrag 
auf nicht tarifgebundene „Außen-
seiter“ erstreckt. In den letzten 
Jahrzehnten haben die Arbeitge-
berverbände in immer mehr Bran-
chen ihre Zustimmung zur AVE 
 verweigert und sie damit verhindert. 
Auch dies hat neben der Tariffl ucht 
von Arbeitergebern die Wirkungs-
kraft von Tarifverträgen in vielen 
Branchen erheblich vermindert.

Die ideologisch begründete Hal-
tung der Bundesvereinigung deut-
scher Arbeitgeberverbände, nur 
noch in wenigen Ausnahmen einer 
AVE von Tarifverträgen zustimmen, 
hat dazu  geführt, dass dieses Inst-
rument  nahezu wirkungslos ge-
worden ist. Ein weiteres Element 
der Verminderung der Tarifbindung 
ist der Rückgang des Anteils der 
Beschäftigten, die von Branchen-
tarifver trägen geschützt werden, 
die Ausuferung der Mitgliedschaf-
ten in Arbeitgeberverbänden ohne 
Tarifbindung und die Spaltung von 
Arbeitgeberverbänden.

Allgemeinverbindlicher-
klärung von Tarifverträgen 
muss erleichtert werden 
und für die gesamten Tarif-
regelungen gelten.

!
ver.di und die NGG fordern da-

her, dass die Vetoentscheidung der 
Bundesver einigung deutscher Ar-
beitgeberverbände für eine Ableh-
nung der AVE von Tarifverträgen 
nicht mehr ausreicht, wenn Arbeit-
geber und Gewerkschaften einer 
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Gesetzlicher Mindestlohn jetzt!

G E G E N  L O H N D U M P I N G  –  G E S E T Z L I C H E R  M I N D E S T L O H N  J E T Z T ! 

Branche einen gemeinsamen An-
trag gestellt haben. Eine AVE soll in 
einer Branche künftig möglich sein, 
wenn mindestens 50 Prozent der 
Beschäftigten in Unternehmen ar-
beiten, die den  Tarifvertrag anwen-
den, auch wenn sie nicht selbst 
Mitglied im Arbeitgeberverband 
sind. Sie muss zudem wieder den 
kompletten Tarifvertrag allgemein-
verbindlich machen und nicht mehr 
nur die unterste Entgeltgruppe.

Das Gewerkschaftsspezifi sche: 
Der tarifl iche Mindestlohn

Oft gibt es die Kritik, dass 
auch ver.di und NGG in bestimm-
ten Bereichen Niedriglöhnen ver-
traglich  zugestimmt hat. Dabei 
wird meist  vergessen, dass Tarifver-
träge  Kom promisse zwischen zwei 
Ver handlungsparteien sind, die ge-
gensätzliche Interessen vertreten. 
Letztlich  entscheidet das Kräftever-
hältnis zwischen beiden Kontra-
henten, wer sich wie weit durch-
setzt. Was die Gewerkschaften 
erreichen können, hängt also von 
der Zahl ihrer Mitglieder ab.

Dies zwingt ver.di und NGG 
manchmal in Bereichen mit niedri-
gem  Organisationsgrad und gerin-
ger Durch setzungsmacht dazu, 
auch Regelungen zu vereinbaren, 
die eigent lich nicht akzeptabel 
sind. Dennoch sind sie für die Be-
schäftigten eine Verbesserung. Die 
 Alternative ist, keinen Tarifvertrag 
zu vereinbaren oder anderen 
 Organisationen das Feld zu über-
lassen. Das ist oft eine schwierige 
 Abwägung. 

Die Fixierung einer tarifl ichen 
Mindestlohnuntergrenze dient 
dazu, eine Orientierungsgröße für 
Tarifentgelte zu schaffen, die nicht 
unterschritten werden darf. Sie ist 
Ansporn und Kontrollinstanz zu-
gleich. Ansporn für die Tarifberei-
che, die darunter liegen, diese 
Grenze zu erreichen, indem mehr 
Beschäftigte sich organisieren, 
 aktiv werden und mit ihren Ge-
werkschaften bessere Tarife durch-
setzen. Kontrollinstanz insofern, 
als Tarifkommissionen nicht ohne 
triftigen Grund unter dieser Grenze 

bleiben können und die Folgen 
für andere Tarifbereiche bedenken 
müssen. Sie ist also  Bestandteil der 
übergreifenden solidarischen Tarif-
politik in den Gewerkschaften, die 
die Gesamtheit der Arbeitsbedin-
gungen und der Folgen einzelner 
Tarifabschlüsse im Auge hat.

Ohne Mindestlohn verliert 
die Gesellschaft ihren sozi-
alen und demokratischen 
Zusammenhalt.!

In allen Gewerkschaften gibt es 
eine große  Vielfalt verschiedener 
Branchen und eine hoch differen-
zierte Tarifstruktur. Die Grenzen 
zwischen den Branchenbereichen 
und damit auch den fachlichen 
Geltungsbereichen werden immer 
fl ießender. Deshalb ist die Verstän-
digung auf eine tarifl iche Lohnun-
tergrenze notwendig, um ein 
Steuerungs instrument gegen einen 
internen Lohnunterbietungswettbe-
werb zu haben.

Das Wachstum des Niedriglohn-
sektors in Deutschland ist ein 
sozial politischer Skandal. Niedrig-
löhne, die nicht zum Leben rei-
chen,  verstoßen gegen die Würde 
der Menschen und den Grundsatz 
der sozialen Gerechtigkeit. Eine 
Gesellschaft, die dies auf Dauer 
 zulässt, verliert ihren sozialen und 
damit ihren demokratischen Zu-
sammenhalt. Dies zu verhindern ist 
auch Auf gabe des demokratisch 
verfassten Sozial staates. Die Auf-
gabe der Gewerkschaften ist es, 
mit dafür zu sorgen, dass das Sozi-
alstaatsgebot des Grundgesetzes 
zur Geltung kommt, ganz beson-
ders in den Niedriglohnbereichen 
der Wirtschaft. Diesen Weg unter-
stützen drei Viertel der Bevölke-
rung. Ein großer Teil des Weges ist 
bereits geschafft, das letzte Stück 
schaffen wir auch noch.
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